
2.16 Thüringen 

Verfassung des Freistaats Thüringen 
Vom 25.10.1993 (GVBl. S. 625), zuletzt geändert durch Gesetz vom 11.10.2004 

(GVBl., S. 745) 

Präambel 

In dem Bewußtsein des kulturellen Reichtums und der Schönheit des Landes, seiner wechselvollen 
Geschichte, der leidvollen Erfahrungen mit überstandenen Diktaturen und des Erfolges der friedlichen 
Veränderungen im Herbst 1989, in dem Willen, Freiheit und Würde des einzelnen zu achten, das Ge-
meinschaftsleben in sozialer Gerechtigkeit zu ordnen, Natur und Umwelt zu bewahren und zu schüt-
zen, der Verantwortung für zukünftige Generationen gerecht zu werden, inneren wie äußeren Frieden 
zu fördern, die demokratisch verfaßte Rechtsordnung zu erhalten und Trennendes in Europa und der 
Welt zu überwinden, gibt sich das Volk des Freistaats Thüringen in freier Selbstbestimmung und auch 
in Verantwortung vor Gott diese Verfassung. 

 

Erster Teil   Grundrechte, Staatsziele und Ordnung des Gemeinschaftslebens 

Erster Abschnitt   Menschenwürde, Gleichheit und Freiheit 

Artikel 2 

(...) 

(3) Niemand darf wegen seiner Herkunft, seiner Abstammung, seiner ethnischen Zugehörigkeit, seiner 
sozialen Stellung, seiner Sprache, seiner politischen, weltanschaulichen oder religiösen Überzeugung, 
seines Geschlechts oder seiner sexuellen Orientierung bevorzugt oder benachteiligt werden. 

(...) 

Zweiter Abschnitt   Ehe und Familie  

Artikel 17 

(1) Ehe und Familie stehen unter dem besonderen Schutz der staatlichen Ordnung.  

(...) 

Artikel 19 

(1) Kinder und Jugendliche haben das Recht auf eine gesunde geistige, körperliche und psychische 
Entwicklung. Sie sind vor körperlicher und seelischer Vernachlässigung, Mißhandlung, Mißbrauch 
und Gewalt zu schützen.  

(...) 

(3) Das Land und seine Gebietskörperschaften fördern Kindertageseinrichtungen, unabhängig von 
ihrer Trägerschaft.  

 



Dritter Abschnitt   Bildung und Kultur 

Artikel 22 

(...) 

(3) Die Lehrer haben auf die religiösen und weltanschaulichen Empfindungen aller Schüler Rücksicht 
zu nehmen.  

Artikel 24 

(...) 

(2) In den öffentlichen Schulen werden die Schülerinnen und Schüler gemeinsam und ungeachtet des 
Bekenntnisses und der Weltanschauung unterrichtet.  

(...) 

Artikel 25 

(1) Religions- und Ethikunterricht sind in den öffentlichen Schulen ordentliche Lehrfächer.  

(2) Die Eltern und anderen Sorgeberechtigten haben das Recht, über die Teilnahme des Kindes am 
Religions- oder Ethikunterricht zu entscheiden. Mit Vollendung des 14. Lebensjahres obliegt diese 
Entscheidung den Jugendlichen in eigener Verantwortung.  

(3) Kein Lehrer darf gegen seinen Willen verpflichtet werden, Religionsunterricht zu erteilen.  

Artikel 26 

(1) Das Recht zur Errichtung von Schulen in freier Trägerschaft wird gewährleistet.  

(2) Schulen in freier Trägerschaft als Ersatz für öffentliche Schulen bedürfen der Genehmigung des 
Landes. Genehmigte Ersatzschulen haben Anspruch auf öffentliche Zuschüsse. Das Nähere regelt das 
Gesetz. 

Artikel 28 

(...) 

(2) Hochschulen in freier Trägerschaft sind zulässig.  

(3) Die Kirchen und andere Religionsgesellschaften haben das Recht, eigene Hochschulen und andere 
theologische Bildungsanstalten zu unterhalten. Das Mitspracherecht der Kirchen bei der Besetzung der 
Lehrstühle theologischer Fakultäten wird durch Vereinbarung geregelt.  

(4) Das Nähere regelt das Gesetz. 

Artikel 29 

Das Land und seine Gebietskörperschaften fördern die Erwachsenenbildung. Als Träger von Einrich-
tungen der Erwachsenenbildung sind auch freie Träger zugelassen.  

 

Sechster Abschnitt   Religion und Weltanschauung  



Artikel 39 

(1) Die Freiheit des Glaubens, des Gewissens und die Freiheit des religiösen und weltanschaulichen 
Bekenntnisses sind unverletzlich.  

(2) Jeder hat das Recht, seine Religion oder Weltanschauung ungestört, allein oder mit anderen, privat 
oder öffentlich auszuüben. Die Ausübung einer Religion oder Weltanschauung darf die Würde anderer 
nicht verletzen.  

Artikel 40 

Für das Verhältnis des Freistaats zu den Religionsgesellschaften und Weltanschauungsgemeinschaften 
gilt Artikel 140 des Grundgesetzes für die Bundesrepublik Deutschland vom 23. Mai 1949; er ist Be-
standteil dieser Verfassung.  

Artikel 41 

Die von den Kirchen, anderen Religionsgesellschaften und Weltanschauungsgemeinschaften unterhal-
tenen sozialen und karitativen Einrichtungen werden als gemeinnützig anerkannt und gefördert. Dies 
gilt auch für die Einrichtungen der Verbände der freien Wohlfahrtspflege. 

 

Zweiter Teil   Der Freistaat Thüringen 

Dritter Abschnitt   Die Landesregierung 

Artikel 71 

(1) Der Ministerpräsident und die Minister leisten bei der Amtsübernahme vor dem Landtag folgenden 
Eid: "Ich schwöre, daß ich meine Kraft dem Wohle des Volkes widmen, Verfassung und Gesetze wah-
ren, meine Pflichten gewissenhaft erfüllen und Gerechtigkeit gegen jedermann üben werde." 

(2) Der Eid kann mit einer religiösen Beteuerung geleistet werden. 

 


